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Sehr geehrte Damen und Herren,
nach Veröffentlichung der Unterlagen (im Folgenden „U“ genannt) gem. § 9 Abs. 3 NABEG machen wir /mache ich als Anlieger unter o.a. Adresse von meinem Äußerungsrecht gem. § 9 Abs.6
NABEG fristgemäß wie folgt Gebrauch:
Nicht erst im Rahmen des geplanten Ausbaus der Stromtrassen in der Bundesrepublik Deutschland ist erkannt worden, dass von Fernleitungen schädliche Immissionen ausgehen.
Der Gesetzgeber hat daher im Bundesbedarfsplangesetz (BBPlG) festgelegt, dass neue Stromtrassen grundsätzlich als Erdkabel zu verlegen sind, wenn jedoch streckenweise nur eine Freileitung möglich ist,  muss diese dann einen Mindestabstand von 400 Metern zu Wohngebäuden einhalten.
Diese 400 m Grenze wird ebenfalls in § 2 Abs.2 Nr. 1 Energieleitungsausbaugesetz (EnLAG) festgehalten und in § 3.2.1.2. 26 BImSchVVwV (Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung der Verordnung über elektrische Felder – 26. BImSchV) wird  erwähnt, dass der Einwirkungsbereich von Gleichstromanlagen (Freileitung) 300m oder 400m beträgt (je nach Nennspannung).
Für Ultranet, obwohl ein neues Stromprojekt, soll diese Abstandsregelung nicht gelten, da dem
NOVA (Netz-Optimierung vor Verstärkung vor Ausbau) – Prinzip Vorrang eingeräumt wird.
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Die Einstellung von Amprion zu dem Thema Mindestabstandsgebot kommt am klarsten durch die Formulierung in  U Kapitel/ Seite 1-15 zum Ausdruck, wo es heißt „ In diesem Fall tritt das darin festgelegte Mindestabstandsgebot im Rahmen der Abwägung hinter die für das geplante Verfahren sprechenden öffentlichen und privaten Belange zurück.“
Ferner beruft sich Amprion auf das fehlende „E“ (Erdkabel), das in der Anlage zu § 1 Abs.1  BBPlG zwar bei anderen Trassen erwähnt wurde, aber eben nicht bei Ultranet. Daraus wird geschlossen, dass der Gesetzgeber für Ultranet ein Erdkabelverbot ausgesprochen habe.
Auch wird die Auffassung vertreten, dass die Grenzwerte der 26. BImSchV bzw. der 26. BImSchVVwV sicherstellen, dass gesundheitliche Schäden vermieden werden.                                                                   
II
Hinsichtlich der 400m Abstandsproblematik  ist anzumerken, dass es sich bei Ultranet um ein neues Pilotprojekt handelt, das als solches von Wirtschaft und Gesetzgeber bezeichnet (Amprion / Ultranet – Broschüre S.  10, BBPlG § 2, Energiewirtschaftsgesetz -EnWG § 12b Abs.I Nr. 3a) und mit Abschluss des Planfeststellungsbeschlusses vorerst beendet sein wird.  Warum hier dann der bei anderen geplanten Freileitungen eingeforderte 400m Abstand keine Anwendung finden soll, ist nicht nachvollziehbar.
Der Gleichbehandlungsgrundsatz, Art. 3 GG, wird dadurch verletzt. Und dies  umso mehr als es sich bei der festgelegten Abstandsregelung in § 3 Abs. 4 Nr.1 BBPlG  lediglich um eine Freileitung handelt, während man bei Ultranet einmal die vorhandene Immissionsbeeinträchtigung durch die bestehende Wechselstromleitung für die Anwohner billigend in Kauf nimmt, nun aber durch das Zufügen einer Gleichstromleitung das Immissionsrisiko mit ungeklärten Auswirkungen potenziert.      
Warum die anderen Projekte (Nr. 1, 3, 4, 5  Anlage zu § 1 Abs.1 Bundesbedarfsplan in Verbindung mit 2 §)  als Pilotprojekte bezeichnet werden, entzieht sich unserem/meinem  Verständnis. Denn bei diesen Projekten handelt es sich lediglich um Höchstspannungs-Gleichstrom-Übertragungsleitungen, nur bei Ultranet besteht das unklare Zusammenspiel von Wechselstrom- und Gleichstromleitung auf einem Mast; nur dies ist ein echtes Pilotprojekt, das es auf der Welt bisher nicht gegeben hat.
Diese 400m Regelung der Bevölkerung  in erster Linie als eine Wohnraumschutzmaßnahme zu verkaufen, stößt auf Unverständnis.
III
Zu der Auffassung des hinreichenden Schutzes durch die 26. BImSchV bzw. der 26. BImSchVVwV erwidern/erwidere  wir/ich wie folgt:
Das  Bundesverwaltungsgericht beschäftigte sich in seiner Entscheidung vom 17.12.2013 / 4 A – 1 13  mit der 26.BImSchV  und kam zu dem Ergebnis, dass die dort festgelegten Grenzwerte hinreichenden Schutz gewähren würden; allerdings lag diesem Verfahren lediglich die Auseinandersetzung über eine Wechselstromleitung zugrunde. Die gesundheitlichen Unwägbarkeiten einer Gleichstromleitung in Verbindung mit dem Zusammenführen einer Wechselstromleitung auf einem Mast waren damals dem Gericht nicht bekannt.
Im September 2013 (bekannt gegeben am 25.Februar 2014) hatte dann die Strahlenschutzkommission (SSK)(Beratungsergebnisse, 263. Sitzung) in Zusammenhang mit dem Pilotprojekt Ultranet mitgeteilt:
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„Die Angabe von belastbaren Schwellenwerten für Wahrnehmungs-, Belästigungs-, Schmerz- und Gefährdungseffekte ist derzeit nicht möglich. Daher empfiehlt die SSK die Durchführung weiterer Forschungsprojekte zur Wahrnehmung vor allem in Form von Humanstudien.“
Im September 2015  hatte der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung in seinem Bericht (Drucksache 18/5948  Deutscher Bundestag), S.21, im Zusammenhang zu niederfrequenten magnetischen Feldern und dem Auftreten von Leukämie im Kindesalter
festgehalten:“ Aus einer Vielzahl an epidemiologischen Studien lässt sich hinreichend konsistent ein Zusammenhang zwischen einem erhöhten Risiko für Kinder, an Leukämie zu erkranken, und der Exposition gegenüber niederfrequenten schwachen Magnetfeldern ableiten“.
Und auf S. 151 heißt es: „Dazu ist anzumerken, dass die 26.BImSchV für Gleichstromanlagen bis dato keine gesetzlichen Grenzwerte für die auftretende elektrische Feldstärke definiert (sondern nur für die magnetische Flussdichte)“. Weiter wird an dieser Stelle der Koronaeffekt (Ionisierung von Molekülen)  kritisch betrachtet, da das damit  verursachte elektrische Feld bis zu einigen Kilometern driften kann.
Für noch bedenklicher sind die Feststellungen auf S. 167, die negative Auswirkungen auf Implantate festhalten.  
Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) hält es nunmehr auch für angebracht, Ultranet mit Forschungsprogrammen zu begleiten.
Forschungsprogramme haben vor Einführung eines unklaren Projektes zu erfolgen und erst wenn dessen Ungefährlichkeit erwiesen ist, kann seine Verwirklichung ins Auge gefasst werden.
Unserer/meiner Auffassung nach wird das Bundesverwaltungsgericht unter Berücksichtigung dieser nach dem Urteil vom Dezember 2013 erfolgten Aussagen  bei einer möglichen gerichtlichen Auseinandersetzung über das Pilotprojekt Ultranet jetzt kaum bemerken, dass die Grenzwerte der BImSchV ausreichend seien. Und das Gericht wird sicher die kritischen Ergebnisse der Studie der University of  Bristol (Henshaw) über die Ionisierung von Molekülen (Koronaeffekt) und deren höchstwahrscheinlichen Auswirkungen auf Kinderleukämie nicht mit Übergehen, so wie es Amprion handhabt, behandeln.
Auch die jüngste Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 14. März 2018 – 4A 5.17-, in der man die BImSchV als zutreffend akzeptiert, mag unsere/meine Auffassung nicht ändern, als es auch bei diesem zugrunde liegenden Sachverhalt lediglich um eine Wechselstromleitung, nicht jedoch um ein Hybridpilotprojekt (Wechselstrom- und Gleichstromleitung auf einem Mast) wie bei Ultranet, ging.
Angesichts dieses Sachverhalts können/kann  wir/ich  auch nicht nachvollziehen, dass weder die Bundesnetzagentur noch das BfS der Durchführung von Ultranet in der geplanten Form widersprechen.
Festzuhalten ist in diesem Zusammenhang, dass Amprion zur Rechtfertigung seiner  Position die BT-Drucksache 18/6909 zitiert (U Kapitel/Seite 3 – 18), sich auf Aussagen der SSK aus 2013 (U Kapitel/ Seite 5-45) beruft und aus 2012 (U Kapitel/Seite 5-48 ) sich auf die OECOS stützt, die vorerwähnte BT-Drucksache  18/5948 mit den neueren Erkenntnissen genauso stillschweigend übergeht, wie die anderen späteren zitierten Aussagen der SSK und des BfS.                                                                  
Es ist ferner bezeichnend, dass an folgenden Stellen in den Unterlagen die Wörter „Prognose“ oder
„prognostisch“ mangels messbarer Werte zur Rechtfertigung des Projektes herhalten müssen;
Seite 3-37,39,40,41.43,44 Seite 4-25,26 Seite 5-33,46,47,70,150,206,207
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IV
In dem Gutachten, das die Gemeinden Hünstetten, Niedernhausen, die Städte Idstein, Eppstein,  Hofheim und Hochheim in Auftrag gegeben hatten, kommt die Kanzlei W2K zu dem Ergebnis, dass das fehlende „E“ in der Anlage zu § 1 Abs. 1 BBPlG / Ultranet kein Verbot einer Erdverkabelung bedeutet.
V
Zu den vorerwähnten gesundheitlichen Unwägbarkeiten tritt ein weiteres belastendes Element hinzu, und das ist der Lärmfaktor. Auch Amprion bestreitet nicht, dass eine Gleichstromleitung, insbesondere bei schönem Wetter, Geräusche verursacht.
Die ETH Zürich hat ermittelt, dass ein Geräuschpegel von max. 55dB erreicht werden kann.
Berücksichtigt man die vielen intensiven Sonnentage in diesem Sommer, so sind insbesondere die Grundstücke der Anlieger, die aufgrund ihrer Nähe zur Trasse mit einer Dienstbarkeit belastet sind, einer  Lärmbelästigung von morgens bis abends ausgesetzt. Hier kann auch nicht das Argument  der schutzmindernden Vorbelastung greifen, da diese Lärmbelästigung neu hinzutritt, denn die Wechselstromleitung gibt knisternde Geräusche nur bei schlechtem Wetter ab. Im Zweifel wird diese neue Lärmbelästigung auch noch über eine größere Distanz wahrnehmbar sein.
Amprion hatte sich schon auf einer Veranstaltung im  November 2016 in Niedernhausen auf eine entsprechende Frage nach der Lärmbelästigung mit einer unpräzisen Antwort heraus geredet, obwohl eine präzise Antwort möglich gewesen wäre, da man auf einer Versuchstrasse das Zusammenspiel von Wechselstrom und Gleichstrom getestet hatte.
 Amprion hat die bestehende Teststrecke bereits vor einiger Zeit abgebaut. Warum wohl ?
Man hätte sich gut die Geräuschbelästigung bei voller Auslastung anhören können.
Gegen die Veröffentlichung der Testergebnisse hat sich Amprion bisher gewehrt.
Auch die jetzt vorgelegten Unterlagen übergehen dieses Thema.
Wir gehen/Ich gehe aber davon aus, dass die Bundesnetzagentur die Testergebnisse mit in ihre abschließende Entscheidung  einfließen lassen wird, d.h. auf einer Offenlegung ihr gegenüber besteht.
Hält man also fest, dass es äußerst fraglich ist, ob  die Regeln der 26. BImSchV und ihrer Durchführungsverordnung auf das Hybridprojekt anwendbar sind und berücksichtigt man das Hinzutreten des Faktors Lärm, so nähert man sich – zumindest soweit es die Wohngrundstücksanlieger betrifft, die so nahe an der Leitung leben, dass eine Dienstbarkeit zu Gunsten von RWE/Amprion eingetragen ist – einer unzumutbaren Grundstücksbelastung.
VI
Dies wäre ein weiterer Grund, eine neue intensive Überprüfung einer Alternativtrasse vorzunehmen, denn der Grundsatz, dass eine bestehende Belastung durch eine weitere für den Betroffenen zumutbarer ist, als der Neubau in einem unberührten Gebiet, kann dann keine Anwendung mehr finden, wenn wir hier eine unzumutbare Grundstücksbelastung erreicht werden wird.
Dass Amprion an einer Alternativtrasse von vornherein nicht viel gelegen war, ergibt sich aus U Kapitel/Seite 4-4, wo sie ausführt, bereits im September 2015 die Bundesnetzagentur darüber unterrichtet zu haben, dass sie eine intensive Prüfung einer solchen nicht vornehmen würde, da sie unvernünftig sei, siehe dazu U Kapitel/Seite 4-2, 4-3.
Verblüffend in diesem Zusammenhang ist die Feststellung in Kapitel/Seite 4-22, dass die Anzahl der Riegel (Kombination aus hohen und sehr hohen Raumwiderständen) keine großen Unterschiede 
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zwischen den  Alternativen aufweise, jedoch die entsprechende Tabelle eine Seite davor (4-21) für die rechtsrheinischen Trassen (also auch Ultranet) auf 55 Riegel kommt und für die linksrheinischen auf 28. 55 ./. 28 kein großer Unterschied ???
Im Übrigen muss man davon ausgehen, dass die Bundesnetzagentur in falscher Beurteilung des  politischen Wunsches nach vorrangigem Ausbau der bestehenden Wechselstromtrasse unter Verkennung der rechtlichen Erfordernisse die Prüfung der Alternativtrasse fahrlässig vernachlässigt hat. Auf einer Bürgerinformation am 28. Mai 2018  in den Räumen der Bundesnetzagentur in Berlin äußerte sich die für Ultranet zuständige Fachreferentin in schlichter Offenheit,  dass man unter Berücksichtigung des  geforderten Vorranges der Durchführung von Ultranet auf der bestehenden Wechselstromtrasse der Alternativprüfung der linksrheinischen Variante wenig Aufmerksamkeit geschenkt  habe.
Nach § 16 Abs.1 Nr. 6 in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 19.1.1. UVPG (Gesetz über die  Umweltverträglichkeitsprüfung) hat Amprion der Bundesnetzagentur u.a. eine Beschreibung einer vernünftigen Alternative vorzulegen und darzulegen, wie dies geprüft worden sei.
Daraus folgt, dass die Bundesnetzagentur ihrerseits verpflichtet ist, diesen Vorgang mit der üblichen Sorgfalt zu prüfen. Mit dem vorerwähnten Eingeständnis der Fachreferentin steht fest, dass dies nicht geschah.
Allein aufgrund dieser mangelhaften Prüfung der /einer Alternativtrasse kann Ultranet  nicht wie geplant durchgezogen werden.
VII
Nicht außer Acht zu lassen ist ferner die Aussage des Bundesverwaltungsgerichts in dem zitierten Urteil (Rd. Nr.38), dass es für den Bürger ein Interesse an jeglicher Verschonung vor elektromagnetischen Feldern gäbe, auch wenn diese die Grenzwerte unterschreiten.
Wann bitte, wenn nicht bei Ultranet, soll es ein größeres Interesse an Verschonung vor elektromagnetischen Feldern geben und dies umso mehr, als die Lärmbelästigung hinzutritt.
Das NOVA – Prinzip,  das eine schnelle, kostengünstige Errichtung von Stromtrassen sichern soll, kann nicht dazu dienen, das Pilotprojekt Ultranet unter Außerachtlassung der  anwendbaren Gesetze und Verordnungen durchzuziehen.
Auch der Grundsatz, dass eine bestehende Vorbelastung (hier die existierende Wechselstromtrasse) sich schutzmindernd auswirke,  kann hier keine Anwendung finden, da die durch Ultranet (Zufügen der Gleichstromleitung) bewirkte Gesamtbelastung unter Berücksichtigung des Lärmfaktors ein unzumutbares Ausmaß erreichen würde.                                                                       
VIII
Obwohl § 2 Abs.1 Ziffer 1 UVPG (Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung) das Schutzgut Mensch an 1. Stelle setzt, ergibt sich aus dem Umweltbericht, dass 56% der Umweltziele (insgesamt 456) „nicht ausreichend operationalisierbar“ - d.h. nicht bewertbar – seien und nur 15% der bewerteten Umweltziele das Schutzgut Mensch betrafen; also nur ca. 3% der gesamten Umweltziele hatten das Thema Mensch im Mittelpunkt.
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IX
Ultranet in der geplanten Form können wir/ kann ich daher nicht zustimmen.
Die Vielzahl der auf Wildsächser/Langenhainer Wohngrundstücken eingetragenen Dienstbarkeiten belegen die extreme räumliche Nähe vieler hier lebender Menschen zu dem geplanten und äußerst umstrittenen Vorhaben.
Allein die Erdverkabelung oder die vorgestellte Verschwenkung stellt eine entlastende Alternative dar, bei der andere Privateigentümern nicht betroffen wären.
Der gleichzeitige Abbau der bestehenden Wechselstromtrasse und deren Übertragung auf die Verschwenkung – auch zur Sicherung der Wohnkultur -  wären zu begrüßen.
Mit freundlichen Grüßen
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